Anspruch auf Akteneinsicht der Kinder einer verbeiständeten Person

Problemstellung  

  
Im Sommer 2000 errichtete die Vormundschaftsbehörde A. über Frau A., Jg. 1908, auf Ersuchen ihrer Tochter (Frau G.) eine Beistandschaft nach Art. 392/393 ZGB. Als Beiständin wurde die gesuchstellende Tochter eingesetzt. Frau G. hatte bis dahin schon seit Jahren die finanziellen Angelegenheiten ihrer Mutter erledigt. Nun stand jedoch ein Rechtsgeschäft an, bei welchem sie vor Gericht nicht als Vertreterin ihrer Mutter anerkannt wurde, die Mutter jedoch dazumal in einer zu schlechten Verfassung war, als dass sie ihrer Tochter hatte eine Vollmacht unterzeichnen können. Zwischenzeitlich hat sich der (geistige) Zustand von Frau A. durch den Altersheimübertritt und die dadurch bedingte regelmässige Mahlzeiten- und Medikamenteneinnahme verbessert. Sie wäre jedoch keinesfalls in der Lage, ihre finanziellen Angelegenheiten selber zu erledigen. Aus diesem Grund besteht die erwähnte Beistandschaft weiterhin. Im Dezember 2001 wurde der erste Beistandschaftsbericht mit Abrechnung für die Zeit vom 27.6.2000 -30.6.2001 genehmigt und Frau G. ersucht, der VB auf den 30.6.2003 wieder Bericht und Abrechnung zur Genehmigung zu unterbreiten. Vor wenigen Tagen meldete sich nun eine Schwester von Frau G., also eine andere Tochter der Verbeiständeten und teilte mit, dass sie und die übrigen Geschwister gerne Auskunft über die finanzielle Situation ihrer Mutter hätten. Ihre Schwester (Frau G.) habe sich jedoch gegenüber ihnen geweigert, die Unterlagen herauszugeben und habe sie an die VB verwiesen. Frau G. hat insgesamt sechs Geschwister, welche alle Einsicht möchten.

Fragen:

Haben die Kinder der Verbeiständeten Anspruch auf Akteneinsicht?

Wenn ja, ist diesen "lediglich" der Genehmigungsbeschluss der VB betr. der letzten Berichtsperiode oder die detaillierte Buchhaltung und der Bericht der Beiständin auszuhändigen?

Falls diese keinen Anspruch auf eine Herausgabe haben sollten, wo (in welchem Gesetz) ist dies festgehalten?

Erwägungen:

1. Die kombinierte Beistandschaft i.S. von Art. 392 Ziff. 1/393 Ziff. 2 ZGB gewährt Hilfe im persönlichen sowie im wirtschaftlichen Bereich. Die Handlungsfähigkeit der verbeiständeten Person wird durch die Beistandschaft weder beschränkt noch entzogen (Art. 417 Abs. 1 ZGB). Frau A. bleibt trotz der Verbeiständung in ihren persönlichen und finanziellen Angelegenheiten voll handlungsfähig. Demzufolge kann Frau A. selbst entscheiden, wem sie Einblick in ihr Vermögen gewähren will und wem nicht. Ein entsprechender Vorstoss der Geschwister von Frau G. ist an Frau A. persönlich zu richten.

2. Die vormundschaftlichen Organe, d.h. die vormundschaftlichen Behörden, der Vormund und der Beistand unterstehen einer grundsätzlichen Schweigepflicht gegenüber Dritten. Im Vormundschaftsrecht und in den kantonalen Einführungsgesetzen ist die Schweigepflicht der vormundschaftlichen Organe nur lückenhaft geregelt. Im ZGB selbst fehlt jeder ausdrückliche Hinweis.
 Die grundsätzliche Schweigepflicht der vormundschaftlichen Organe gegenüber Dritten wird als ungeschriebener allgemeiner bundesrechtlicher Grundsatz abgeleitet aus dem Sinn und Zweck des Vormundschaftsrechts, der EMRK (Art. 8 Ziff. 1, Schutz des Privat- und Familienlebens), dem neuen Verfassungsartikel Schutz  der Privatsphäre (Art. 13 Abs. 2 BV), aus Art. 27/28 ZGB und dem Datenschutzgesetz. Die vormundschaftlichen Organe könnten ihre Aufgaben gar nicht wahrnehmen ohne das Recht und die Pflicht zur Geheimhaltung. Es sind wesentliche Voraussetzungen für das Zustandekommen und die Aufrechterhaltung eines Vertrauensverhältnisses; was wiederum zentrale Voraussetzung für das Gelingen einer Massnahme ist.
 

Die Vormundschaftsbehörde sowie Frau G. als Beiständin stehen unter dieser grundsätzlichen Schweigepflicht und dürfen den Kindern von Frau A. bzw. den Geschwistern von Frau G. keine Auskunft über die Vermögensverhältnisse von Frau A. geben.
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